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Vorwort 

Der Vergleich des Vollstreckungsrechts der VwGO, des SGG und der 

FGO zugunsten der öffentlich-rechtlichen Gläubiger ermöglicht es, die 

Konzeption für das jeweilige Vollstreckungsverfahren zu skizzieren. 

Die Reform dieses Vollstreckungsrechts wird nur im Rahmen der zu­

künftigen Verwaltungsprozeßordnung erfolgen. 

Judikatur und Literatur sind bis zum Abschluß der Arbeit im Dezember 

1988 berücksichtigt. Die Untersuchung hat im Sommersemester 1989 dem 

Fachbereich Rechtswissenschaften der Philipps-Universität in Marburg als 

Dissertation vorgelegen. Herrn Professor Dr, Werner Frotscher danke ich 

sehr für seine Unterstützung. 

Freundlicherweise hat der Verlag Duncker & Humblot die Arbeit in seine 

Reihe "Schriften zum Prozeßrecht" aufgenommen. 

Ich widme sie meinen Eltern in Dankbarkeit. 

Düsseldorf, im Oktober 1989 Arno Wettlaufer 
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Einführung 

Schon 1 972 hat Naumann 1 in einem Aufsatz einleitend bemerkt, daß es 

zwar Untersuchungen über das EG-Vollstreckungsverfahren gibt, es aber 

noch weithin "an Arbeiten über das Vollstreckungsverfahren im Verwal­

tungsprozeß der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit, Sozialgerichts­

barkeit und Finanzgerichtsbarkeit" fehlt. An diesem Befund hat sich 

wenig geändert.2 Zudem steht im Mittelpunkt der bisherigen Abhandlun­

gen die Vollstreckung gegen die öffentliche Hand,3 die sich von der 

Vollstreckung zugunsten der öffentlichen Hand wesentlich unterscheidet. 

Diese ist gekennzeichnet durch die Verweisung in die Verwaltungsvoll­

streckung, die die Vollziehung von Verwaltungsakten zum Gegenstand 

hat. 

Die verwirrende Vielfalt der zu berücksichtigenden Normen und die 

wenig nachvollziehbaren Unterscheidungen zwischen dem Vollstreckungs­

recht der Verwaltungsgerichtsordnung, dem Sozialgerichtsgesetz und der 

Finanzgerichtsordnung ließen Naumann eine gründliche Reform dieses 

Vollstreckungsgebiets dringend geboten erscheinen. 4 Sein Anliegen blieb 

bis heute unerfüllt, da der Regierungsentwurf einer Verwaltungsprozeß­

ordnung5 in der 1 O. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages nicht 

Gesetz geworden ist. Er sieht vor, für die Vollstreckung gerichtlicher 

Titel grundsätzlich das 8. Buch der ZPO anzuwenden, 6 so daß auch die 

1 SGb 72,381 . 
2 Die insoweit letzte Untersuchung: Bank, Zwangsvollstreckung gegen 

Behörden, 1 982. 
3 Mied tank, Die Zwangsvollstreckung gegen Bund, Länder, Gemeinden 

und andere juristische Personen des öffentlichen Rechts, 1 964; Platz, 
Die Zwangsvollstreckung verwaltungsgerichtlicher Urteile, 1 958; 
Scherer, Die Durchsetzung von Verwaltungsgerichtsurteilen gegenüber 
einer widerstrebenden Behörde, 1 949; Forsthoff/Simons, Die Zwangs­
vollstreckung gegen Rechtssubjekte des öffentlichen Rechts, 1 931 .  

4 SGb 72,381 (384). 
5 VwPO-Entwurf vom 31 .5.1 985 (BT-Dr 1 0/3437). 
6 § 1 80 I EVwPO, dem lediglich die Regelung nach § 1 83 EVwPO vor­

geht. 
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Vollstreckung zugunsten der öffentlichen Hand sich nach diesen Vor­
schriften zu richten hätte. Die derzeit bestehenden Probleme bei der 
Anpassung des für Verwaltungsakte geltenden Vollstreckungsrechts an 
die Erfordernisse der Vollstreckung aus gerichtlichen Titeln wären damit 
ohne weiteres gelöst, auch wenn die pauschale Verweisung in die ZPO 
neue Fragen mit sich bringen würde. 

Derzeit ist die Vereinheitlichung der Verfahrensordnungen durch die 
Schaffung der Verwaltungsprozeßordnung kein Thema mehr. Aus heu­
tiger Sicht wird die seit langem gegebene Gesetzeslage auch für die 
weitere Zukunft fortbestehen. Seit der punktuellen Analyse von 19727 

haben sich die einschlägigen Bestimmungen der Verfahrensordnungen 
nicht geändert. 8 Das Vollstreckungsrecht zugunsten der öffentlichen 
Hand ist aber dadurch berührt worden, daß am O 1.01 • 1977 eine neue 
Abgabenordnung in Kraft getreten ist und in einigen Bundesländern neue 
Verwaltungsvollstreckungsgesetze geschaffen worden sind.9 Strukturelle 
Veränderungen waren damit nicht verbunden, so daß das "Verweisungs­
karussell" 1 O bei der Normanwendung weiterhin zu Fragen Anlaß gibt, 
wobei insbesondere der Rechtsschutz des Vollstreckungsschuldners proble­
matisch erscheint. Die Untersuchung wird zeigen, ob die Verhältnisse 
in diesem Bereich des Vollstreckungsrechts so bedenklich sind, daß allein 
schon deshalb die baldige Realisierung der Verwaltungsprozeßordnung 
erforder lieh ist. 11 

Die Arbeit behandelt die Vollstreckung der verwaltungs-, sozial- und 
finanzgerichtlichen Titel zugunsten der öffentlichen Hand, spart also die 
Vollstreckung des privaten Gläubigers gegen die öffentliche Hand aus. 
Zum einen dominiert in diesem Bereich, von der Zwangsgeldregelung 

7 Naumann, SGb 72,381. 
8 §§ 169 VwGO, 200 SGG, 150 FGO ; lediglich § 150 S.1 FGO verweist 

nicht mehr auf die Reichsabgabenordnung und ihre Nebengesetze, 
sondern auf die Abgabenordnung: geändert durch Art.54 Nr.22 EGAO 
1977 vom 14.12.1976 (BGB! I S.3341(3370)). 

9 Baden-Württemberg: LVwVG vom 12.3.1974 (GB! S.93); Berlin: Ge­
setz über das Verfahren der Berliner Verwaltung vom 8.12.1976 
(GVBI S.2735); Bremen: GVG vom 15.12.1981 (GB! S.283); Nieder­
sachsen: VwVG vom 2.6.1982 (GVBI S.139); Nordrhein-Westfalen: 
VwVG vom 13.5.1980 (GVBI S.510); Saarland: VwVG vom 27.3.1974 
(ABI S.430); Schleswig-Holstein: LVwG vom 19,3, 1979 (GVBI S. 181 ). 

10 Meyer-Ladewig, § 198 SGG RdNr .2. 
11 Zum Entwurf zuletzt Kopp, ZRP 88, 113. 
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12 gegen die Behörde abgesehen, die Anlehnung an die Vorschriften der 
ZPO, wobei dem eigentlichen Vollstreckungsverfahren ein Benachrichti­
gungsverfahren zur Vermeidung der Vollstreckung vorgeschaltet ist.13 

Zum anderen ist die praktische Bedeutung dieses Gebiets deshalb gering, 
weil die freiwillige Beachtung der gerichtlichen Entscheidungen durch 
die Behörden rechtsstaatlichem Verständnis entspricht und die Vollstrek­
kung gegen die öffentliche Hand die Ausnahme darstellt. 14 

Die Untersuchung gliedert sich in fünf Teile. Im ersten Teil wird der 
Frage nachgegangen, wer bei der Vollstreckung zugunsten der öffent­
lichen Hand Beteiligter des Vollstreckungsverhältnisses sein kann. Dabei 
bedarf der Begriff der öffentlichen Hand der näheren Interpretation, 
wobei insbesondere die Fassung des § 200 SGG eine Differenzierung 
gebietet. Vollstreckungsschuldner kann neben dem Bürger auch die 
öffentliche Hand selbst sein, wobei sich insoweit die Frage stellt, wel­
ches Vollstreckungsrecht anzuwenden ist. 
Im zweiten Teil wird die Vollstreckung aus verwaltungsgerichtlichen, 
im dritten Teil aus sozialgerichtlichen und im vierten Teil aus finanz­
gerichtlichen Titeln behandelt. Die gesonderte Bearbeitung ist deshalb 
geboten, weil die Abweichungen in den drei Verfahrensordnungen ganz 
beachtlich und die Probleme deshalb unterschiedlich gelagert sind. Das 
Nebeneinander ermöglicht eine im wesentlichen geschlossene Darstellung 
im Rahmen der jeweiligen Verfahrensordnung und zudem den kritischen 
Vergleich, der bei Zweifelsfragen hilfreich sein kann. Innerhalb des ein­
zelnen Abschnitts werden zunächst die Voraussetzungen der Vollstreckung 
dargelegt, und es wird näher auf die Vollstreckungsbehörde eingegangen. 
Die Darstellung des Vollstreckungsverfahrens orientiert sich zwangsläufig 
an der für die Verwaltungsvollstreckung charakteristischen Zweigleisig­
keit. Das Beitreibungsverfahren befaßt sich mit der Vollstreckung wegen 
Geldforderungen, während das Verwaltungszwangsverfahren 15 die Erzwin­
gung von Handlungen, Duldungen oder Unterlassungen zum Gegenstand 

12 Insoweit gelten die §§ 172 VwGO, 201 SGG und § 154 FGO. 
13 Es finden die §§ 170 II VwGO, 198 I SGG / 882 a I ZPO, 152 II FGO 

Anwendung. 
14 Vgl. Zeiss, ZRP 82,74(7 5). 
15 Im thematischen Zusammenhang bietet sich hier die Bezeichnung 

"Erzwingungsverfahren" an; vgl. Redeker /von Oertzen, § 172 VwGO 
RdNr.5. 




